Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1965 


Antrag 

der Fraktion des GB/BHE 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der 
Vertriebenen und Flüchtlinge vom 19. Mai 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 201) in der Fassung 
der dazu ergangenen Änderungsgesetze wird 
wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Sowjetzonenflüchtling ist ein deut- 
scher Staatsangehöriger oder deutscher 
Volkszugehöriger, der seinen Wohnsitz in 
der sowjetischen Besatzungszone oder im 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin 
hat oder gehabt hat, von dort flüchten 
mußte, um sich einer durch die dorti- 
gen Verhältnisse bedingten besonderen 
Zwangslage zu entziehen, und dort nicht 
durch sein Verhalten gegen die Grund- 
sätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaat- 
lichkeit verstoßen hat. Durch Rechtsver- 
ordnung wird bestimmt, inwieweit bei 
der Entnazifizierung nach Gruppe I 
oder II eingestufte Personen sowie ehe- 
malige Funktionäre der SED und ähn- 
licher Einrichtungen von der Anerk^ 
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nung als Sowjetzonenflüchtling ausge- 
schlossen bleiben.“ 

2. § 4 Abs. 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Einem Sowjetzonenflüchtling wird 
gleichgestellt ein deutscher Staatsange- 
höriger oder deutscher Volkszugehöriger, 
der im Zeitpunkt der Besetzung seinen 
Wohnsitz in der sowjetischen Besatzungs- 
zone oder im sowjetisch besetzten Sektor 
von Berlin gehabt hat und sich außerhalb 
dieser Gebiete aufgehalten hat, dorthin 
jedoch nicht zurückkehren konnte, ohne 
sich einer durch die dortigen Verhältnisse 
bedingten besonderen Zwangslage auszu- 
setzen. Durch Rechtsverordnung wird 
bestimmt, inwieweit bei der Entnazifi- 
zierung nach Gruppe I oder II eingestufte 
Personen von der Anerkennung als So- 
wjetzonenflüchtling ausgeschlossen . blei- 
ben. Bei Personen, die vor der Roten 
Armee geflohen sind oder die im An- 
schluß an eine Entlassung vor dem 
1. Januar 1946 aus der Gefangenschaft an 
ihren früheren Wohnsitz in der sowjeti- 
schen Besatzungszone oder im sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin nicht wieder 
zurückkehrten, wird eine besondere 
Zwangslage vermutet; dies gilt nicht für 
Personen, die durch ihr Verhalten gegen 
die Grundsätze der Menschlichkeit oder 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen haben.“ 



Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 14. Dezember 1955 


Seiboth und Fraktion 



